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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Statistik für Bundeszwecke 
(StatGes) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 


ABSCHNITT I 

Das Statistische Bundesamt 

§ 1 

(1) Das Statistische Bundesamt ist eine selb- 
ständige Bundesoberbehörde im Geschäfts- 
bereich des Bundesministers des Innern. 

(2) Der Präsident des Statistischen Bundes- 
amtes wird vom Bundespräsidenten auf Vor- 
schlag der Bundesregierung ernannt. 

§ 2 

Aufgabe des Statistischen Bundesamtes ist 
es: 

1. Statistiken für Bundeszwecke (Bundes- 
statistiken) technisch und methodisch vor- 
zubereiten, auf ihre Einheitlichkeit und 
Vergleichbarkeit hinzu wirken, ihre Ergeb- 
nisse für den Bund zu sammeln, zusammen- 
zustellen und für allgemeine Zwecke dar- 
zustellen, 

2. Bundesstatistiken zu erheben und aufzu- 
bereiten, wenn es in einem Bundesgesetz 
bestimmt ist oder soweit die beteiligten 
Länder zustimmen, 

3. nach Maßgabe des § 9 Abs. 1 Satz 2 Ge- 
schäftsstatistiken zu bearbeiten, 

4. Statistiken des Auslandes und der inter- 
nationalen Organisationen zu sammeln und 
darzustellen, 

5. volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen 
aufzustellen, 


6. an der Vorbereitung der Bundesgesetze, 
Rechtsverordnuneen und allgemeinen Ver- 
waltungsvorschriften auf dem Gebiete der 
Bundesstatistik mitzuwirken, 

7. auf Anfordern der obersten Bundesbehör- 
den sonstige Arbeiten statistischer und 
ähnlicher Art durchzuführen und Gut- 
achten über statistische Fragen zu erstatten. 

§ 3 

Das Statistische Bundesamt führt seine Ar- 
beiten nach den Anforderungen des fachlich 
zuständigen Bundesministers im Rahmen der 
verfügbaren Haushaltsmittel durch. 

ABSCHNITT II 
Der Statistische Beirat 
§ 4 

(1) Das Statistische Bundesamt erhält einen 
Beirat. 

(2) Der Beirat setzt sich zusammen aus: 

1. dem Präsidenten des Statistischen Bundes- 
amtes oder seinem Vertreter im Amt als 
Vorsitzenden, 

2. je einem Vertreter der Bundesministerien, 
des Bundesrechnungshofes, der Bank deut- 
scher Länder und der Deutschen Bundes- 
bahn, 

3. den Leitern der Statistischen Landesämter 
oder ihren Vertretern im Amt, 

4. je einem Vertreter der kommunalen Spit- 
zenverbände, 

5. sechs Vertretern der gewerblichen Wirt- 
schaft und einem Vertreter der Arbeit- 
geberverbände, 



6. drei Vertretern der Gewerkschaften, 

7. zwei Vertretern der Landwirtschaft, 

8. einem Vertreter der wirtschaftswissen- 
schaftlichen Institute. 

(3) Die Landesregierungen sind zu den 
Sitzungen des Beirats zu laden. Ihre Vertreter 
müssen jederzeit gehört werden. 

(4) Die Vertreter zu Absatz 2 Nr. 4 bis 8 
sind durch den Präsidenten des Statistischen 
Bundesamtes im Benehmen mit den zuständi- 
gen Bundesministern und auf Vorschlag der 
in Frage kommenden Verbände und Einrich- 
tungen zu berufen. 

(5) Der Beirat kann für bestimmte Sach- 
gebiete ständige Fachausschüsse und für ein- 
zelne Fragen Arbeitskreise einsetzen. Zu den 
Sitzungen des Beirats, der Fachausschüsse und 
der Arbeitskreise können Sachverständige 
hinzugezogen werden. Zu den Sitzungen der 
Fachausschüsse und Arbeitskreise sind die 
Bundesministerien zu laden und jederzeit zu 
hören. 

(6) Die Tätigkeit im Beirat, in den Fach- 
ausschüssen und in den Arbeitskreisen ist 
ehrenamtlich. 

§ 5 

(1) Das Statistische Bundesamt hört bei der 
Durchführung seiner Aufgaben in methodi- 
schen und technischen Fragen den Beirat oder 
seine Fachausschüsse und Arbeitskreise. In 
Fällen, die der Beschleunigung bedürfen oder 
einfach liegen, kann dies auch schriftlich ge- 
schehen. 

(2) Das Statistische Bundesamt hat die An- 
regungen und Vorschläge des Beirats zu prü- 
fen und im Rahmen der verwaltungsmäßigen 
Notwendigkeiten und finanziellen Möglich- 
keiten zu verwerten. 


ABSCHNITT III 
Anordnung von Bundesstatistiken 
§ 6 

(1) Bundesstatistiken werden, soweit nicht 
im Absatz 2 oder in anderen Rechtsvor- 
schriften Ausnahmen zugelassen sind, durch 
Gesetz angeordnet. 

(2) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
statistische Erhebungen durch Rechtsverord- 
nungen mit einer Gültigkeit bis zu 3 Jahren 
anzuordnen, wenn folgende Voraussetzungen 
gegeben sind: 


1. die Ergebnisse der Erhebung müssen zur 
Erfüllung bestimmter, im Zeitpunkt der 
Erhebung schon festliegender Bundes- 
zwecke erforderlich sein, 

2. die Erhebung darf nicht einen unbeschränk- 
ten Personenkreis erfassen, 

3. die voraussichtlichen Kosten der Erhebung 
ohne die Kosten für die Veröffentlichung 
dürfen beim Bund und bei den Ländern 
zusammen 500 000 Deutsche Mark jährlich 
nicht übersteigen. 

§ 7 

(1) Die Anordnung muß die zu erfassen- 
den Tatbestände und den Kreis der Befragten 
bestimmen. Sie ist auf den Erhebungs- 
vordrucken anzugeben. 

(2) Bei der Einleitung von Bundesstatisti- 
ken, die auf freiwilligen Auskünften beruhen, 
ist die Freiwilligkeit der Beantwortung den 
Befragten bekanntzugeben. 

§ 8 

Die Kosten der Bundesstatistiken trägt der 
Bund insoweit, als sie bei den Bundesbehör- 
den entstehen. 

ABSCHNITT IV 

Besondere Verfahrensbestimmungen 

§ 9 

(1) Die Bundesminister nehmen die Auf- 
gaben des § 2 bei Statistiken wahr, deren 
Unterlagen ausschließlich im Geschäftsgang 
der Bundesbehörden anfallen oder deren 
Bearbeitung sich vom Geschäftsgang 
nicht trennen läßt (Geschäftsstatistiken). Sie 
können diese Aufgaben ganz oder teilweise 
dem Statistischen Bundesamt übertragen. 

(2) Die Bundesregierung kann in besonderen 
Fällen einen Bundesminister oder die von ihm 
zu bestimmende Stelle ermächtigen, für be- 
stimmte Bundesstatistiken, auch wenn sie 
keine Geschäftsstatistiken sind, die Aufgaben 
des § 2 ganz oder zum Teil wahrzunehmen. 

ABSCHNITT V 

Auskunftspflicht 

§ 10 

(1) Alle natürlichen und juristischen Per- 
sonen, Behörden und Einrichtungen sind zur 
Beantwortung der ordnungsmäßig angeord- 
neten Fragen verpflichtet. 
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(2) Die Antwort ist wahrheitsgemäß, voll- 
ständig, fristgemäß und, soweit nichts anderes 
bestimmt ist, unentgeltlich zu geben. 

(3) Sind amtliche Erhebungsvordrucke zur 
Ausfüllung durch die Befragten vorgesehen, 
so sind die Antworten auf diesen Erhebungs- 
vordrucken zu erteilen. Die Richtigkeit der 
Angaben ist durch Unterschrift zu bestätigen, 
soweit es im Erhebungsvordruck vorgesehen 
ist. 

(4) Der Auskunftpflichtige hat die Besichti- 
gung der Gegenstände, auf die sich die Fra- 
gen beziehen, und der gewerblichen und land- 
wirtschaftlichen Grundstücke und Räume, in 
denen sich die Gegenstände befinden können, 
zu dulden, ferner Einsicht in die Unterlagen 
zu gewähren. 

(5) Absatz 4 ist nur anzuwenden, wenn 
und soweit die Rechtsvorschrift nach § 6 auf 
ihn Bezug nimmt. 

§ 11 

Die Verpflichtung der Befragten, Au, 1 . r ' 
zu erteilen und Besichtigungen oder Einsicht 
in Unterlagen zu gewähren, besteht gegen- 
über den mit der Durchführung der Bundes- 
statistik amtlich betrauten Stellen und Per- 
sonen. 

ABSCHNITT VI 
Geheimhaltungspflicht 

5 12 

(1) Einzelangaben über persönliche oder 
sachliche Verhältnisse, die für eine Bundes- 
statistik gemacht werden, sind, soweit durch 
Rechtsvorschrift nicht anderes bestimmt ist, 
von den Auskunftberechtigten geheimzuhal- 
ten. Die Vorschriften der §§ 175, 179, 188 
Abs. 1 und 189 der Reichsabgabenordnung 
vom 22. Mai 1931 (Reichsgesetzbl. I S. 187) 
über Beistands- und Anzeigepflichten gegen- 
über den Finanzämtern gelten insoweit nicht 
für die Auskunftberechtigten. 

(2) Das Statistische Bundesamt, die statisti- 
schen Landesämter und die sonstigen erheben- 
den Behörden und Stellen sind berechtigt und 
verpflichtet, den fachlich zuständigen ober- 
sten Bundes- und Landesbehörden auf Ver- 
langea Einzelangaben auf dem Dienstweg 
weiterzuleiten wenn und soweit dies den Be- 
fragten in geeigneter Weise bekanntgegeben 
worden ist. Die Bekanntgabe kann auch auf 
dem Erhebungsvordruck erfolgen. 

(3) Eine Zusammenfassung von Angaben 
mehrerer Auskunftpflichtiger ist keine Ein- 
zelangabe im Sinne dieses Gesetzes. 


ABSCHNITT VII 
Strafen und Geldbußen 

§ 13 

(1) Wer ein Geschäfts- oder Betriebs- 
geheimnis, das ihm bei seiner Tätigkeit auf 
Grund dieses Gesetzes anvertraut worden 
oder sonst bekannt geworden ist, unbefugt 
offenbart oder verwertet, oder wer eine nach 
den Vorschriften dieses Gesetzes geheim- 
zuhaltende Tatsache unbefugt offenbart, 
wird mit Gefängnis bis zu 6 Monaten und 
mit Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen 
bestraft. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder 
in der Absicht, sich oder einem Dritten einen 
rechtswidrigen Vermögensvorteil zu ver- 
schaffen oder jemandem einen Nachteil zu- 
zufügen, so ist die Strafe Gefängnis bis zu 
2 Jahren. Daneben kann auf Geldstrafe er- 
kannt werden. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nur, soweit 
nicht in anderen Vorschriften eine schwerere 
Strafe angedroht ist. 

(4) Die Verfolgung tritt nur auf Antrag 
ein. 

(5) Die Offenbarung von geheimzuhalten- 
den Tatsachen an die zuständige Verwaltungs- 
behörde zum Zwecke der Verfolgung einer 
Ordnungswidrigkeit wegen unrichtiger oder 
unvollständiger Angaben nach § 14 ist nicht 
unbefugt. 

§ 14 

(1) Eine Ordnungswidrigkeit begeht, wer 
vorsätzlich oder fahrlässig Auskünfte, zu de- 
nen er nach § 10 verpflichtet ist, ganz oder 
teilweise verweigert oder nicht rechtzeitig 
erteilt oder unrichtige oder unvollständige 
Angaben macht. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße bis zu 10 000 Deutsche Mark ge- 
ahndet werden. 

ABSCHNITT VIII 
Übergangs- und Schlußbestimmungen 
§ 15 

(1) Laufende Statistiken des Bundes und 
der Verwaltung des Vereinigten Wirtschafts- 
gebietes, für die beim Inkrafttreten dieses 
Gesetzes die Voraussetzungen des Abschnit- 
tes III nicht vorliegen, können 2 Jahre nach 
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Inkrafttreten dieses Gesetzes nicht mehr als 
Bundesstatistiken durchgeführt werden, wenn 
die Voraussetzungen nicht bis zu diesem Zeit- 
punkt geschaffen werden. Bis zum Erlaß 
dieser Rechtsvorschriften gelten sie in ihrem 
derzeitigen Umfange als Statistiken für 
Bundeszwecke. 

(2) Für die Statistiken nach Absatz 1 gilt 
bis zum Erlaß der Rechtsvorschriften für die 
Geheimhaltungspflicht die bisherige Rege- 
lung. 

(3) Für Statistiken, bei denen zur Zeit des 
Inkrafttretens dieses Gesetzes ein Bundes- 
minister die Aufgaben des § 2 wahrnimmt, 
gilt die besondere Ermächtigung der Bundes- 
regierung nach § 9 Abs. 2 als erteilt. 

§ 16 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe der §§13 
und 14 des Gesetzes über die Stellung des 


B e g r ü 

A. Allgemeiner Teil 

I. Geschichtliches 

Im Jahre 1872 wurde das „Kaiserliche Sta- 
tistische Amt“ (seit 1919 „Statistisches Reichs- 
amt“) als zentrale statistische Reichsbehörde 
errichtet. Nach der Geschäftsinstruktion des 
Reichskanzlers vom 23. Juni 1872 hatte cs 
folgende Aufgaben: 

a) alle Unterlagen zu sammeln, zu prüfen 
und zu bearbeiten, die auf Grund von 
Gesetzen oder auf Anordnung des Reichs- 
kanzlers für die Reichsstatistik zu lie- 
fern waren, 

b) die Ergebnisse dieser Arbeiten zu veröf- 
fentlichen und 

c) sonstige statistische Nachweise zu fertigen 
und Gutachten über statistische Fragen 
zu erstatten. 

Für einzelne Zweige der Reichsstatistik wur- 
den später besondere Gesetze oder Verord- 
nungen geschaffen, so z. B. für die Außen- 
handelsstatistik, die Produktionsstatistik der 
bergbaulichen Betriebe, die Finanzstatistik 
und die Volkszählungen. Ein Gesetz aber, 
das das materielle Recht der Statistik umfas- 
send regelte, gab es zunächst nicht. 

Erst mit dem Gesetz über die Errichtung 
eines Statistischen Amts der Vereinigten 
Wirtschaftsgebiete vom 21. Januar 1948 


Landes Berlin im Finanzsystem des Bundes 
(Drittes Überleitungsgesetz) vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Lande 
Berlin. 

§ 17 

Dieses Gesetz tritt am vierzehnten Tage 
nach seiner Verkündung in Kraft. Das Ge- 
setz über die Errichtung eines Statistischen 
Amtes des Vereinigten Wirtschaftsgebietes 
vom 21. Januar 1948 (WiGBl. S. 19) in der 
Fassung vom 19. Januar 1949 (WiGBl. S. 9) 
und die Verordnung über die Erstreckung 
von Recht der Verwaltung des Vereinigten 
Wirtschaftsgebietes auf dem Gebiet der Stati- 
stik auf die Länder Baden, Rheinland-Pfalz, 
Württemberg-Hohenzollern und den baye- 
rischen Kreis Lindau vom 31. März 1950 
(Bundesgesetzbl. S. 81) treten zum glei- 
chen Zeitpunkt außer Kraft. 


düng 

(WiGBl. S. 19) wurde der Versuch unter- 
nommen, für die Statistik die bisher fehlende 
allgemeine und umfassende gesetzliche 
Grundlage zu schaffen. 

Das Gesetz grenzte die Zuständigkeit des 
Statistischen Amts gegenüber den Verwaltun- 
gen des Vereinigten Wirtschaftsgebietes und 
gegenüber den Ländern ab. Es brachte den 
Statistischen Ausschuß, der das Statistische 
Amt in wichtigen Fragen der Koordinierung, 
der Aufgabenverteilung und auf methodisch- 
technischem Gebiet zu beraten hatte. Es be- 
stimmte auch allgemein die Rechtsform, in 
der Statistiken angeordnet werden sollten. 
Die Regelung war aber unvollständig. 
Wesentliche Teile des materiellen Rechts der 
Statistik, wie z. B. die Auskunftspflicht und 
die Geheimhaltungspflicht, wurden durch sie 
nicht erfaßt. 

Das Gesetz, das zunächst nur für die ameri- 
kanische und britische Besatzungszone galt, 
wurde durch die VO vom 31. März 1950 
auch für die französische Besatzungszone für 
anwendbar erklärt (VO über die Erstreckung 
von Recht der Verwaltung des Vereinigten 
Wirtschaftsgebiets auf dem Gebiete der Stati- 
stik auf die Länder Baden, Rheinland-Pfalz, 
Württemberg-Hohenzollern und den bayeri- 
schen Kreis Lindau — Bundesgesetzbl. 1950 
S. 81). Die Ausdehnung auch auf Westberlin 
ist vorgesehen (Vgl. Drittes Überleitungs- 
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gesetz vom 4. Januar 1952 — Bundesgesetz- 
bl. I S. 1). Es gab trotz der erwähnten 
Mangel eine brauchbare Übergangslösung. 
Die Zuständigkeitsabgrenzungen und Orga- 
nisationsformen des Gesetzes wurden zum 
Vorbild des vorliegenden Entwurfs. Sie be- 
durften aber in Einzelheiten noch einer sorg- 
fältigen Anpassung an die Bestimmungen und 
Grundgedanken des Grundgesetzes in An- 
lehnung an die in den letzten Jahren ent- 
wickelte Verwaltungspraxis. 

Der Entwurf regelt zum ersten Male in der 
Geschichte der Statistik Deutschlands umfas- 
send das gesamte Organisations- und Ver- 
fahrensrecht sowie das materielle Recht der 
Statistik. Er beschränkt sich allerdings ge- 
mäß den Abgrenzungen der Zuständigkeiten 
nach dem Grundgesetz auf die Statistik für 
Bundeszwecke (Bundesstatistik) (Artikel 73 
Ziff. 11 GG). 

IE AllgemeineVorbemerkungen 

Die umfassende Regelung des gesamten 
Rechts der Bundesstatistik entspricht einem 
schon in der Vergangenheit aufgetauchten 
Bedürfnis. Nach dem Erlaß des Grundgesetzes 
wurde aber die Anpassung an die veränder- 
ten staatsrechtlichen Verhältnisse vor allem 
aus folgenden Gesichtspunkten notwendig: 

1. Die Grundsätze des Rechtsstaats und die 
Gewährleistung der persönlichen Freiheit 
des Staatsbürgers durch das Grundgesetz 
verlangen, daß Eingriffe in diese Freiheit 
durch Gesetz allgemein festgelegt und Um- 
rissen werden. Jede statistische Befragung, 
die sich an Einzelpersonen wendet, ent- 
hält aber einen solchen Eingriff. 

2. Bund, Länder und auch andere Einrich- 
tungen haben vielfach Interesse an der 
gleichen Statistik. Dabei decken sich die 
Anforderungen nicht immer, sondern 
schneiden und überlagern sich. Es muß 
daher im Rahmen der Bestimmungen des 
Grundgesetzes Vorsorge getroffen wer- 
den, daß auch bei Bundesstatistiken eine 
Angleichung vorgenommen wird, die den 
Erfordernissen der Praxis entspricht, die 
Verwaltung vereinfacht und Kosten er- 
spart. 

III. Die einzelnen Abschnitte 
des Entwurfs 

1. Das Statistische Bundesamt (Abschnitt I) 
Das Statistische Bundesamt wird als selbstän- 
dige Bundesoberbehörde auf Grund des 
Artikels 87 Abs. 3 Satz 1 GG in Verbindung 


mit Artikel 73 Ziff. 11 GG errichtet. Es ist 
aus dem Statistischen Amt des Vereinigten 
Wirtschaftsgebiets hervorgegangen, das Ende 
1949 „mit der Führung der Statistik für 
Bundeszwecke beauftragt“ wurde. Durch die 
Verordnung zur Auflösung und Überfüh- 
rung von Einrichtungen der Verwaltung des 
Vereinigten Wirtschaftsgebietes vom 8. Sep- 
tember 1950 (Bundesgesetzbl. S. 678) wurde 
es dann als „Statistisches Bundesamt“ in die 
Verwaltung des Bundes überführt. 

Die Verteilung der Aufgaben zwischen dem 
Statistischen Bundesamt und den Statisti- 
schen Landesämtern und die Berücksichtigung 
der Länderinteressen entsprechen dem 
Grundgesetz und den Grundgedanken des 
föderalistischen Staatsaufbaues. In der Ver- 
waltungspraxis hat sich diese Aufgabenver- 
teilung seit dem Inkrafttreten des Grund- 
gesetzes bereits eingebürgert. 

Durch Abschnitt I findet also ein tatsäch- 
lich und rechtlich schon bestehender Zustand 
seine gesetzliche Regelung. 

2. Der Statistische Beirat (Abschnitt II). 

Die vielfach widerstreitenden Belange der 
statistischen Auftraggeber und der sonst an 
den statistischen Ergebnissen interessierten 
Stellen auf der einen Seite, der Träger der 
statistischen Arbeit und der Geldgeber auf 
der anderen zwangen schon das Statistische 
Amt des Vereinigten Wirtschaftsgebietes zu 
einer sorgfältigen Abstimmung auf metho- 
disch-technischem Gebiet. E»>rfür stand ihm 
ein Statistischer Ausschuß zur °eite, in dem 
alle vorzugsweise an der Statistik 4 es Verei- 
nigten Wirtschaftsgebietes beteiligten Stellen 
vertreten waren. Der Statistische Ausschuß 
setzte seine Tätigkeit auch beim „Statisti- 
schen Bundesamt“ fort. Wegen der beson- 
ders wertvollen Facharbeit, die der Ausschuß 
in seiner beratenden Tätigkeit bisher gelei- 
stet hat, soll er als „Statistischer Beirat“ in 
entsprechender Zusammensetzung beibehal- 
ten werden. 

3. Verfahren (Abschnitt III — IV). 

a) Der Abschnitt III hält an der bestehenden 
Übung fest, daß die großen umfassenden 
statistischen Erhebungen durch Gesetz 
angeordnet werden, schafft aber gleich- 
zeitig die grundgesetzlichen Vorausset- 
zungen für eine Anordnung von Bundes- 
statistiken durch Rechtsverordnung in 
bestimmten Fällen, die nach Zweck, In- 
halt und Ausmaß abgegrenzt werden. 
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Durch diese Bestimmungen wird erstma- 
lig für alle Bundesstatistiken festgelegt, 
in welcher Form sie anzuordnen sind. 

Für die Anordnung von Erhebungen, bei 
denen nur Behörden und Einrichtungen 
des Bundes befragt werden, genügt ent- 
sprechend den Grundsätzen des Organisa- 
tionsrechts eine Verwaltungsvorschrift. 
Einer ausdrücklichen Vorschrift hierüber 
im Gesetz bedarf es nicht, 
b) Nach den Vorschriften über die Anord- 
nung von Bundesstatistiken müßten an 
sich Vorschriften über ihre Durchführung 
folgen. Da aber nach Artikel 83 GG die 
Durchführung der Bundesgesetze eigene 
Angelegenheit der Läner ist, gehört 
auch ihre gesetzliche Regelung zur 
Zuständigkeit der Länder. In der 
Praxis werden die Bundesstatistiken fast 
ausnahmslos von den Statistischen Landes- 
ämtern durchgeführt. 

4. Auskunfts- und Geheimhaltungspflicht 
(Abschnitt V— VI). 

Jede Statistik ist entscheidend davon abhän- 
gig, daß einerseits der Befragte zur Aus- 
kunftserteilung verpflichtet und andererseits 
die Geheimhaltung der geforderten Einzel- 
angaben verbürgt ist. 

Bisher fehlte eine allgemeine Vorschrift dieser 
Art. Als Ersatz wurden entsprechende Be- 
stimmungen in die Sondergesetze aufgenom- 
men, die Statistiken anordneten. Es ist not- 
wendig, in den vorliegenden Entwurf nun- 
mehr eine allgemein verbindliche Regelung 
einzubauen, da es sich um stets gleichblei- 
bende Vorschriften von grundsätzlicher Art 
handelt, die nicht nur bei Statistiken erfor- 
derlich sind, die durch Gesetz, sondern auch 
bei solchen, die durch Rechtsverordnung 
oder Verwaltungsvorschrift angeordnet 
werden. 

5. Strafen und Geldbußen (Abschnitt VII). 
Der Staat ist bei der Durchführung zahl- 
reicher Aufgaben darauf angewiesen, daß die 
von ihm gestellten statistischen Fragen recht- 
zeitig, wahrheitsgemäß und vollständig be- 
antwortet werden. 

Damit dieser Forderung der notwendige 
Nachdruck verliehen werden kann, ist das 
Verweigern der Auskunft oder das Erteilen 
einer unrichtigen Auskunft als Ordnungs- 
widrigkeit mit einer Geldbuße bedroht 
worden. 

Der Befragte muß sich andererseits darauf 
verlassen können, daß die von ihm gegebe- 


nen Auskünfte geheimgehalten werden. Die 
Geheimhaltungspflicht ist im Abschnitt VI 
geregelt. Eine Verletzung dieser Geheim- 
haltungspflicht ist nach § 13 strafbar. 

B. Die einzelnen Bestimmungen 
Zu § 1 

Das Statistische Amt des Vereinigten Wirt- 
schaftsgebiets, das unter der Bezeichnung 
„Statistisches Bundesamt“ gemäß Artikel 130 
GG auf den Bund überführt worden ist, hat 
seinen derzeitigen Sitz in Wiesbaden-Biebrich. 

Zu § 2 

Die Zuständigkeiten des Statistischen Bundes- 
amtes sind erschöpfend aufgezählt. Es sind 
im wesentlichen die gleichen, wie die des 
Statistischen Amts des Vereinigten Wirt- 
schaftsgebiets. Neu hinzugekommen ist die 
Bearbeitung von Geschäftsstatistiken, die ihm 
von den Bundesministerien ganz oder teil- 
weise übertragen werden kann (vgl. Ziffer 3), 
das Sammeln und Darstellen der Statistiken 
des Auslandes und der internationalen Orga- 
nisationen (vgl, Ziffer 4) sowie das Aufstel- 
len volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen 
(vgl. Ziffer 5). Aber auch die Aufgaben auf 
dem Gebiete der Auslandsstatistik und der 
volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen sind 
nicht neu. Sie werden vom Statistischen Bun- 
desamt zur Befriedigung dringender Bedürf- 
nisse der Bundesregierung seit langer Zeit 
durchgeführt. Insbesondere die volkswirt- 
schaftlichen Gesamtrechnungen gehören mit 
zu den dringendsten und wichtigsten Auf- 
gaben des Statistischen Bundesamtes. Sie 
geben eine für die Bundesministerien unent- 
behrliche Gesamtschau, die aus fast allen 
Arbeitsgebieten des Amts zusammengesetzt 
ist. Neu ist also nur die ausdrückliche Zu- 
weisung dieser Zuständigkeiten durch das 
Gesetz. 

Ziffer 1 

Zum „Vorbereiten“ einer Bundesstatistik ge- 
hört insbesondere das Ausarbeiten der Frage- 
bogen und der sonstigen Erhebungspapiere, 
des Erhebungsverfahrens, des Tabellenpro- 
gramms, des Verlaufs der Aufbereitung und 
des Veröffentlichungsprogramms. 

Ziffer 2 

Flier ist absichtlich von der Zustimmung der 
Länder, nicht von der des Bundesrates, zur 
Erhebung und Aufbereitung von Bundes- 
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Statistiken die Rede. Dadurch wird ausge- 
schlossen, daß die Länder, die ihre Zustim- 
mung nicht erteilen wollen, im Bundesrat 
überstimmt werden können. Andererseits 
wird sichergestellt, daß auch dann, wenn ein 
Teil der Länder die Zustimmung nicht ertei- 
len will, für diejenigen Länder, die sie den- 
noch erteilt haben, Bundesstatistiken zentral 
erhoben und aufbereitet werden können. 

Zu § 3 

In § 1 Abs. 1 wird nur die Dienstaufsicht 
geregelt. Es ist daher eine Vorschrift erfor- 
derlich, die klarstellt, 

1. daß das Statistische Bundesamt entspre- 
chend seiner Aufgabenstellung als ein den 
Bedürfnissen aller Ministerien dienendes 
Verwaltungsorgan den fachlichen Anfor- 
derungen des jeweils federführenden 
Bundesministers zu entsprechen hat und 

2. daß das Bundesministerium des Innern 
insoweit aus seinem Dienstaufsichtsrecht 
keine Befugnisse zur Erteilung von Wei- 
sungen herleitet. 

Der Präsident des Statistischen Bundesamtes 
ist für die ordnungsmäßige Durchführung 
der Arbeiten dem federführenden Bundes- 
minister verantwortlich. In methodischen 
und wissenschaftlichen Fragen der Statistik 
soll er nicht an fachliche Weisungen gebun- 
den sein. 

Zu § 4 

Absatz 2 

Die Zusammensetzung des Statistischen Bei- 
rats entspricht im wesentlichen der des bis- 
herigen Statistischen Ausschusses beim Sta- 
tistischen Amt des Vereinigten Wirtschafts- 
gebiets. Als grundsätzlich neue Mitglieder 
sind Vertreter der Bank deutscher Länder, 
der Deutschen Bundesbahn, der Arbeitgeber- 
verbände und der wirtschaftswissenschaft- 
lichen Institute vorgesehen, die im Gesetz 
über die Errichtung eines Statistischen Amts 
des Vereinigten Wirtschaftsgebiets nicht be- 
rücksichtigt waren, die aber zum Teil schon 
jetzt in ständiger Praxis zu den Sitzungen 
des Statistischen Ausschusses hinzugezogen 
werden. 

Absatz 3 

Neu ist auch die zusätzliche Festlegung, daß 
die Landesregierungen zu den Sitzungen des 
Beirats zu laden sind, und daß ihre Vertre- 
ter jederzeit gehört werden müssen. Bisher 


entsprach dies nur einer Verwaltungsübung. 
Es erscheint aber richtiger, hieraus eine ge- 
setzliche Verpflichtung zu machen. Die Län- 
der tragen die Kosten der Durchführung der 
Bundesstatistiken. Sie haben daher ein Inter- 
esse daran, daß ihre Ansicht in besonderen 
grundsätzlichen Fragen, die sich mehr auf die 
Verwaltung und Finanzierung beziehen, 
nicht allein von dem statistischen Fachmann, 
dem Leiter des Statistischen Landesamts, vor- 
getragen wird, der ständiges Beiratsmitglied 
ist. 

Absatz 5 

Einem Wunsche der Praxis entsprechend, 
können nunmehr auch besondere Arbeits- 
kreise eingesetzt werden, die einzelne Fragen 
bearbeiten sollen. Diese Möglichkeit bestand 
bis dahin gesetzlich nicht. Sie dient der Ent- 
lastung des Beirats. 

Zu § 5 

Der Aufgabenbereich des Beirats entspricht 
dem des bisherigen Statistischen Ausschusses. 
Durch den Beirat werden nicht nur die Er- 
fahrungen der Fachleute nutzbar gemacht; 
er gibt vor allem auch die Möglichkeit, schon 
frühzeitig die Bedürfnisse der Länder und die 
Wünsche der interessierten Kreise kennen- 
zulernen, zu erörtern und aufeinander abzu- 
stimmen. 

Zu § 6 

Es wird hierzu auf III Ziff. 3 a des Allge- 
meinen Teils der Begründung verwiesen. 

Zu § 7 
Absatz 1 

§ 7 dient dem Rechtsschutzbedürfnis der Be- 
fragten. Sie sollen prüfen können, ob und 
in welchem Umfange sie zur Auskunftsertei- 
lung verpflichtet sind. Dabei sind entspre- 
chend der Natur der Statistik die Begriffe 
„Kreis der Befragten" sowie „die zu erfas- 
senden Tatbestände" dahin zu verstehen, daß 
nicht jede Einzelheit festgelegt, sondern nur 
der große Rahmen umschrieben werden soll. 

Absatz 2 

Bei den „Freiwilligen-Statistiken“ handelt es 
sich in der Hauptsache um solche Statistiken, 
bei denen es wegen der besonderen Art der 
zu erfassenden Materie untunlich ist, eine 
Auskunftspflicht zu begründen. Darunter 
fällt z. B. die Anforderung von laufend ge- 
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führten Haushaltsbüchern, die als Unterlage 
für Untersuchungen über die Verbrauchs- 
struktur dienen. Hier zeitigt die freiwillige 
Mitarbeit eines kleinen ausgewählten Per- 
sonenkreises bessere Erfolge als gesetzlicher 
Zwang. 

Zu § 8 

Die Kostenregelung entspricht der verfas- 
sungsrechtlichen Situation. Nach Artikel 83 
GG führen die Länder die Bundesgesetze als 
eigene Angelegenheiten und daher in eigener 
Finanzverantwortung durch. Insoweit hat 
§ 8 also nur rechtserklärende und nicht 
rechtsbegründende Bedeutung. 

Die Frage, ob und in welchem Umfange den 
Gemeinden und Gemeindeverbänden die 
Kosten für die bei ihnen anfallenden Arbei- 
ten zur Durchführung einer Bundesstatistik 
zu erstatten sind, kann nicht durch Bundes- 
gesetz geregelt werden. Die Regelung muß 
der Landesgesetzgebung überlassen bleiben. 

Zu § 9 

Absatz 1 

Die Bestimmung des Absatzes 1 Satz 1 bringt 
erstmalig eine Definition des Begriffes „Ge- 
schäftsstatistik“. In der zurückliegenden Zeit 
haben sich Schwierigkeiten daraus ergeben, 
daß dieser Begriff verschieden ausgelegt 
wurde. Die für die Geschäftsstatistiken vor- 
gesehene Sonderregelung ist notwendig, weil 
diese Statistiken aus Gründen der organisa- 
torischen Zweckmäßigkeit und der Kosten- 
ersparnis weitgehend den Ressorts Vorbehal- 
ten bleiben müssen. 

Absatz 2 

Ausnahmsweise kann es aus Zweckmäßig- 
keitsgründen wünschenswert sein, daß die 
Bundesministerien nicht nur ihre Geschäfts- 
statistiken, sondern auch andere Statistiken 
gemäß § 2 bearbeiten, für die nach der grund- 
sätzlichen Regelung das Statistische Bundes- 
amt zuständig wäre. Hierzu bedarf es jedoch 
einer besonderen Ermächtigung durch die 
Bundesregierung, damit nicht durch eine zu 
häufige Durchbrechung des Grundsatzes dem 
Statistischen Bundesamt die Erfüllung seiner 
Aufgaben erschwert oder unmöglich gemacht 
wird. 

Zu § 10 
Absatz 1 

Absatz 1 enthält den Grundsatz, daß natür- 
liche und juristische Personen, Behörden und 


Einrichtungen der statistischen Auskunfts- 
pflicht unterliegen. Sie haben die ordnungs- 
mäßig, d. h. nach den Vorschriften des § 6, 
angeordneten Fragen zu beantworten. 
Sondergesetzliche Bestimmungen, z. B. über 
Berufsgeheimnisse, Amtsverschwiegenheit 
usw., werden durch die hier normierte Aus- 
kunftspflicht nicht berührt. Durch die selb- 
ständig begründete Auskunftspflicht werden 
die Lücken für alle Bundesstatistiken geschlos- 
sen, für die eine Auskunftspflicht nicht aus 
der Verordnung über Auskunftspflicht vom 
13. Juli 1923 (Reichsgesetzbl. I S. 723) ab- 
geleitet werden kann. 

Absatz 2 

Absatz 2 erläutert den Inhalt der Auskunfts- 
pflicht und bestimmt, daß die Auskünfte 
grundsätzlich unentgeltlich erteilt werden 
müssen .Da statistische Arbeiten terminge- 
bunden sind und verspätet erteilte Auskünfte 
nicht nur zwecklos sind, sondern auch den 
Wert des statistischen Ergebnisses in Frage 
stellen, war es erforderlich, besonders zu be- 
stimmen, daß die Fragen fristgemäß beant- 
wortet werden müssen. 

Absatz 3 

Die Vorschrift regelt die Form der Aus- 
kunftserteilung. 

Absatz 4 

Im Interesse der Richtigkeit und Vollständig- 
keit der Beantwortung und damit des stati- 
stischen Ergebnisses besteht in der Praxis das 
dringende Bedürfnis, daß sich die Zähler 
oder sonst mit der Erhebung betrauten Per- 
sonen an Ort und Stelle von der 
Richtigkeit der Angaben der Befragten 
überzeugen. Sehr häufig ist insbesondere bei 
repräsentativen Erhebungen das Interesse an 
der wahrheitsgemäßen und vollständigen 
Auskunft so groß, daß die Vorschriften über 
Geldbußen nicht ausreichen, um dieses Inter- 
esse zu schützen. Durch eine nachträglich 
auferlegte Geldbuße kann der oft erhebliche 
Schaden, der durch unrichtige und unvoll- 
ständige Auskünfte angerichtet wird, nicht 
wieder gut gemacht werden. Ebenso häufig 
werden in der Praxis aus Nachlässigkeit, Un- 
achtsamkeit oder Ungewandtheit im Schrei- 
ben und beim Lesen der Erhebungspapiere 
unrichtige Auskünfte ohne Absicht und Vor- 
satz gegeben. 

In allen Fällen, in denen es auf die Richtig- 
keit auch weniger Einzelangaben entscheidend 
ankommt, muß daher durch besondere Vor- 
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Schrift eine Verpflichtung begründet werden, 
die Nachprüfung der Richtigkeit der An- 
gaben an Ort und Stelle zu dulden. Eine 
Verpflichtung, den Zählern und den mit der 
Erhebung betrauten Personen das Betreten 
der Wohnung zu gestatten, besteht nicht. 

Absatz 5 

Die Vorschrift beschränkt die Verpflichtung, 
die ja einen Eingriff in die private Rechts- 
sphäre darstellt, auf die Fälle, in denen die 
Rechtsvorschrift, durch die die Statistik an- 
geordnet wird, auf die Vorschrift des Ab- 
satzes 4 ausdrücklich Bezug nimmt. Dadurch 
soll einer überflüssigen Ausweitung der Ver- 
pflichtung des Absatzes 4 entgegengewirkt 
werden. 

Zu § 11 

Die Vorschrift umreißt den Kreis der Aus- 
kunftsberechtigten. 

Zu § 12 

Absatz 1 

Hier wird der Grundsatz festgelegt, daß alle 
Einzelangaben von allen Auskunftsberech- 
tigten geheimzuhalten sind und insbesondere 
nicht zu Auskünften und Anzeigen an die 
Finanzämter benutzt werden dürfen. 

Absatz 2 

Das Interesse des Auskunftsverpflichteten an 
der Geheimhaltung erstredet sich aber nicht nur 
auf das durch Strafvorschriften sanktionierte 
Verbot der Veröffentlichung oder Bekannt- 
gabe von Einzelangaben, sondern ebenso auf 
Art und Umfang der Verwertung von Einzel- 
angaben durch die obersten Bundes- und Lan- 
desbehörden, für deren Aufgabenbereiche die 
Statistiken durchgeführt werden. Deshalb be- 
stimmt Absatz 2, daß die Weitergabe von 
Einzelangaben von der erhebenden Behörde 
oder Stelle im Wege der dienstlichen Be- 
richterstattung an die fachlich zuständigen 
obersten Bundes- und Landesbehörden nur 
zulässig ist, wenn und soweit es den Befrag- 
ten vorher bekanntgegeben worden ist. Der 


Rechtsschutz der Befragten erfordert es, daß, 
wenn schon eine allgemeine statistische Aus- 
kunftspflicht begründet wird, die einen Ein- 
griff in die private Rechtssphäre des einzelnen 
darstellt, dieser auch erfährt, inwieweit und 
zu welchem Zweck seine Einzelangaben ver- 
wertet werden. 

Absatz 3 

Die Vorschrift gibt eine Definition des Be- 
griffs „Einzelangabe“, vor allem um Un- 
sicherheit in der strafrechtlichen Praxis bei 
der Verfolgung der unbefugten Weitergabe 
von Einzelangaben zu vermeiden. 

Zu § 13 

Die Strafbestimmung gibt die notwendige 
Sicherung der Interessen der Befragten an der 
Geheimhaltung ihrer Angaben. 

Zu § 14 

Während die Verletzung der Geheimhal- 
tungspflicht als Straftat angesehen wird, ist 
die Verletzung der Auskunftspflicht nur eine 
Ordnungswidrigkeit. Es ist anzunehmen, daß 
Geldbußen bis zur Höhe von zehntausend 
Deutsche Mark ausreichend sein werden, um 
die Auskunftspflicht in allen Fällen durchzu- 
setzen. 

Zu § 15 

Es ist nicht möglich gewesen, eine abstrakte 
allgemein verbindliche Definition des Begrif- 
fes „Bundesstatistik“ oder „Statistik für 
Bundeszwecke“ zu finden. Es wird daher 
auch in Zukunft von Fall zu Fall geprüft 
werden müssen, ob eine geplante Statistik 
eine Bundesstatistik ist. 

Für die bei Inkrafttreten des Gesetzes be- 
reits laufenden Statistiken muß daher 
bestimmt werden, ob sie als „Bundesstatisti- 
ken“ gelten sollen. Die Weiterführung als 
Bundesstatistik ist jedoch nur für die Dauer 
von 2 Jahren möglich. Innerhalb dieser Zeit 
müssen die Voraussetzungen der Abschnitte 
III — IV, insbesondere des § 6 nachgeholt 
werden. 
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Anlage 2 


BUNDESRAT 


Änderungen 

zum Entwurf eines Gesetzes über die Statistik für Bundeszwecke (StatGes) 


1. Die Eingangsformel wird durch die Worte 
„mit Zustimmung des Bundesrates“ er- 
gänzt. 

Begründung: 

Das Gesetz bedarf der Zustimmung des 
Bundesrates, weil § 12 Abs, 2 das Ver- 
waltungsverfahren der Landesbehörden 
im Sinne von Artikel 84 Abs. 1 des 
Grundgesetzes regelt. 

2. In § 3 werden hinter dem Wort „Rah- 
men“ die Worte „der Anordnung (§ 6) 
und“ eingefügt. 

Begründung: 

Das Weisungsrecht der Fachminister in 
Ausnahmefällen soll seine Grenze an der 
Rechtsvorschrift finden, durch die nach 
§ 6 eine Bundesstatistik angeordnet wird. 

3. In § 4 erhält Absatz 4 folgende Fassung: 

„(4) Die Vertreter zu Absatz 2 
Nr. 4 bis 8 sind durch den Präsiden- 
ten des Statistischen Bundesamtes auf 
Vorschlag der in Frage kommenden 
Verbände und Einrichtungen zu be- 
rufen; der zuständige Bundesminister 
bestimmt die vorschlagsberechtigten 
Verbände und Einrichtungen.“ 


Begründung: 

Die Änderung dient der Klarstellung. Die 
bisherige Fassung läßt nicht erkennen, daß 
zunächst die zuständigen Bundesminister 
die vorschlagsberechtigten Verbände und 
Einrichtungen bestimmen und sodann 
der Präsident in eigener Zuständigkeit auf 
Vorschlag der Verbände die Beiratsmit- 
glieder berufen soll. 

4. In § 5 Abs. 1 werden die Worte: „ in me- 
thodischen und technischen Fragen“ ge- 
strichen. 

Begründung: 

Es erscheint zweckdienlich, die Beratung 
bei der Durchführung einer Statistik 
nicht nur auf die methodischen und tech- 
nischen Fragen zu beschränken; auch er- 
scheint eine Abgrenzung dieser Begriffe 
im Einzelfalle schwierig. 

5. In § 6 Abs. 2 werden hinter dem Wort 
„Rechtsverordnungen“ eingefügt die 
Worte: „mit Zustimmung des Bundes- 
rates“. 

Begründung: 

Folge von Artikel 80 Abs. 2 GG. 
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6. In § 6 Abs. 2 wird das Wort: „Gültigkeit" 
ersetzt durch das Wort „Geltungsdauer". 

Begründung: 

Sprachliche Verbesserung. 

7. § 8 erhält folgende Fassung: 

4 8 

Die Kosten der Bundesstatistiken 
tragen der Bund und die Länder nach 
den bei ihnen entstehenden Arbeiten, 
soweit nicht durch Gesetz oder Rechts- 
Verordnung etwas anderes bestimmt 
wird.“ 

Begründung: 

Durch die vorgeschlagene Neufassung — 
die weder dem Wortlaut noch dem Sinn 
des Grundgesetzes widerspricht — soll 
zum Ausdruck gebracht werden, daß dem 
Bund entsprechend der bisherigen Übung 
in besonderen Fällen auch bei den Län- 
dern anfallende Kosten auferlegt werden 
können. 

8. § 10 Abs. 1 wird durch folgenden Satz 2 
ergänzt: 

„Sondergesetzliche Bestimmungen über 
Berufsgeheimnisse und Amtsverschwiegen- 
heit bleiben unberührt.“ 

Begründung: 

Durch diese Hinzufügung soll klargestellt 
werden, daß die in anderen Gesetzen 
normierte Verschwiegenheitspflicht durch 
§ 10 Abs. 1 nicht berührt wird. - 

9. In § 10 wird Absatz 4 und 5 ersatzlos ge- 
strichen. 

Begründung: 

Die in § 10 Abs. 4 vorgesehenen Maß- 
nahmen stellen sich als „Durchsuchung“ 
im Sinne des Artikels 13 Abs. 2 GG dar, 
die grundsätzlich nur durch den Richter 
angeordnet werden darf. Aber selbst 
wenn man in ihnen keine Durchsuchung 
erblickt, handelt es sich zumindest um 
„Eingriffe und Beschränkungen“ im Sinne 
des Artikels 13 Abs. 3 GG. Diese Voraus- 
setzungen sind bei Besichtigungen und 
Einsichtnahmen für Zwecke der Statistik 
zweifellos nicht schlechthin gegeben, viel- 
mehr hängt es von Art und Zweck der 
einzelnen Statistik ab, ob deren Durch- 
führung Eingriffe und Beschränkungen 
nach Artikel 13 Abs. 3 GG rechtfertigt. 
Die Rechtsgrundlage für solche Maßnah- 


men wäre von Fall zu Fall in dem nach 
§ 6 Abs. 1 des Entwurfs über diese Sta- 
tistik zu erlassenden Gesetz zu schaffen. 

10. In § 12 Abs. 1 wird hinter dem Wort: 
„Rechtsvorschrift“ eingefügt: „(§ 6)“. 

Begründung: 

Der Zusatz stellt klar, daß unter „Rechts- 
vorschrift“ im Sinne des § 12 nur die 
eine Statistik anordnende Spezialvor- 
schrift verstanden werden soll. 

11. § 12 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Das Statistische Bundesamt, die 
Statistischen Landesämter und die 
sonstigen erhebenden Behörden und 
Stellen sind berechtigt und verpflich- 
tet, den fachlich zuständigen obersten 
Bundes- und Landesbehörden oder 
den von ihnen bestimmten Stellen auf 
Verlangen Einzelangaben auf dem 
Dienstweg weiterzuleiten, wenn und 
soweit dies in der die Statistik anord- 
nenden Rechtsvorschrift zugelassen 
und in den Erhebungsvordrucken be- 
kanntgegeben worden ist.“ 

Begründung: 

Landwirtschaftskammern, Landwirt- 
schaftsämter und sonstige Stellen der 
landwirtschaftlichen Verwaltung und 
Selbstverwaltung sind teilweise auf Einzel- 
angaben der in § 12 Abs. 1 genannten 
Art angewiesen, um ihre für die Förde- 
rung der Landwirtschaft wichtigen Auf- 
gaben durchführen zu können. In diesen 
Fällen muß daher für die fachlich zustän- 
digen obersten Landesbehörden die Mög- 
lichkeit zur Weitergabe von Angaben ge- 
geben sein. 

12. In § 12 wird folgender neuer Absatz 4 
angefügt: 

„(4) Veröffentlichungen dürfen 
keine Einzelangaben im Sinne dieses 
Gesetzes enthalten.“ 

Begründung: 

Die Vorschrift dient einer Verstärkung 
des Geheimhaltungsschutzes. 

13. § 13 Abs. 4 erhält folgende neue Fassung: 

„(4) Die Strafverfolgung tritt nur 
auf Antrag eines Verletzten oder auf 
Verlangen der mit der Durchführung 
der Statistik befaßten obersten Bun- 
des- oder Landesbehörden ein.“ 
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Begründung: 

Das Antragsrecht der Behörden ist not- 
wendig und muß deshalb ausdrücklich im 
Gesetz aufgenommen werden. 


14. Nach § 14 wird folgender § 14 a einge- 
fügt: 


4 14 a 

_ Wird eine Ordnungswidrigkeit im 
Sinne des § 14 in einem Betrieb began- 
gen, so kann die Geldbuße gegen den 
Inhaber oder Leiter und, falls Inhaber 
des Betriebs eine juristische Person 
oder eine Handelsgesellschaft ist, auch 
gegen diese festgesetzt werden, wenn 


der Inhaber oder Leiter oder der zur 
gesetzlichen Vertretung Berechtigte 
nicht nachweist, daß er die im Ver- 
kehr erforderliche Sorgfalt angewandt 
hat, um die Ordnungswidrigkeit zu 
verhüten.“ 

Begründung: 

Die dem § 23 des WiStG nachgebildete 
Bestimmung ist sachgemäß. 

15. In § 17 Satz 2 werden hinter den Wor- 
ten: „in der Fassung“ folgende Worte ein- 
gefügt: „des § 4 des Gesetzes“. 

Begründung: 

Klarstellung. 


S t e 1 1 u n g n a h m e d e r Bundesregierung 

zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Die Bundesregierung stimmt den Änderungs- 
vorschlägen unter Ziffer 3, 6, 8, 10, 12 und 
15 zu. 

Dagegen bestehen Bedenken gegen die nach- 
stehenden Abänderungsvorschläge. 

Zu Ziffer 1: 

Die Bundesregierung hält das Gesetz nicht 
für zustimmungsbedürftig. § 12 Abs. 2 regelt 
nicht das Verwaltungsverfahren von Landes- 
behörden, sondern begründet nur materiell 
das Recht und die Pflicht zur Weiterleitung 
von Einzelangaben und zwar von Landes- 
behörden zur obersten Landesbehörde und 
evtl, von dieser zur obersten Bundesbehörde 
auf dem nach Landesrecht vorgeschriebenen 
Dienstwege. Durch die Worte „auf dem 
Dienstwege“ bringt der Entwurf zum Aus- 
druck, daß eine Regelung des Verfahrens bei 
der Weitergabe nicht nur nicht beabsichtigt, 
sondern auch nicht erforderlich ist, weil dieses 
Verfahren (Dienstweg) bis zur obersten Lan- 
desbehörde landesrechtlich geregelt ist und 
auch nach dem Entwurf ausdrücklich unange- 
tastet bleibt. Die Weitergabe von Einzel- 
angaben von obersten Landesbehörden an 
oberste Bundesbehörden ist kein Eingriff in 
ein Verfahren von Landesbehörden und er- 
scheint zudem durch Artikel 35 GG gedeckt. 

Zu Ziffer 2: 

Die Begründung des Bundesrates geht von der 
Annahme aus, daß durch Weisungen der 


rachminister die Rechtsvorschriften nach § 6 
nachträglich erweitert und den Ländern da- 
durch zusätzliche Kosten entstehen könnten. 
Diese Annahme ist unbegründet, da die 
Rechtsvorschriften nach § 6 nicht durch 
fachliche Weisungen an das Statistische Bun- 
desamt im Sinne einer Erweiterung geändert 
werden können. Andererseits kann durch die 
vorgeschlagene Fassung der Eindruck erweckt 
werden, als sei das fachliche Weisungsrecht 
der Bundesminister auf die Fälle beschränkt, 
in denen ein Gesetz oder eine Rechtsverord- 
nung vorliegt. Das Weisungsrecht besteht 
aber auch z. B. in den Fällen des § 2 Nr. 7, 
in denen ein Gesetz oder eine Rechtsverord- 
nung nicht vorliegt. 

Zu Ziffer 4: 

Zur Klarstellung der Aufgabenverteilung auf 
dem Gebiet der Anforderung und der Durch- 
führung der Bundesstatistik in der Gesetz- 
gebung ist die Beibehaltung der Worte „in 
methodischen und technischen Fragen“ not- 
wendig, da eine gesetzliche Zuständigkeit des 
Beirats für die Beratung des „ob“ und „was“ 
der Statistik nicht festgelegt werden soll. Die 
Möglichkeit, daß der Beirat bei seinen Be- 
ratungen auch solche Fragen außerhalb seiner 
gesetzlichen Zuständigkeit erörtern kann, 
wenn sich ein Anlaß dazu ergibt, würde durch 
Beibehaltung der Fassung des Regierungs- 
entwurfs nicht ausgeschlossen werden. 
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Zu Ziffer 5: 

Die Zustimmungsbedürftigkeit der Rechts- 
verordnung ergibt sich lediglich aus der Aus- 
führung des Gesetzes durch die Lander, nicht 
dagegen aus einer Zustimmungsbedürftigkeit 
des Gesetzes. 

Zu Ziffer 7: 

Die vom Bundesrat gewünschten Ausnahmen 
von dem Grundsatz des § 8 Halbsatz 1 (in 
der Fassung des Bundesrates) sollten nach 
Auffassung der Bundesregierung nur durch 
ein Gesetz bestimmt werden können. Die 
Bundesregierung hält solche Ausnahmen aller- 
dings nur in den Fällen der Artikel 84 Abs. 5 
und 85 Abs. 3 bis 4 GG für möglich. Eine 
Zulassung von Ausnahmen durch Rechtsver- 
ordnung würde außerdem das Etatbewilli- 
gungsrecht des Bundestages einschränken. 
Hinzu kommt, daß die Kostenfrage bei jeder 
einzelnen durch Rechtsverordnung angeord- 
neten Statistik neu aufgeworfen werden 
könnte, was im Interesse aller Beteiligten 
grundsätzlich vermieden werden sollte. 

Zu Ziffer 9: 

Auf das Zählungs- und Nachprüfungsrecht an 
Ort und Stelle kann insbesondere bei gewis- 
sen landwirtschaftlichen Statistiken in der 
Praxis nicht verzichtet werden. 

Auf die amtliche Begründung zu § 10 Abs. 4 
wird Bezug genommen. 

Die Vorschrift begründet auch kein Recht 
zur Durchsuchung. Es handelt sich nicht um 
eine Durchsuchung zur Ergreifung eines 
Täters oder zur Beweissicherung im Sinne der 
strafprozessualen Vorschriften über die 
Durchsuchung. Es wird daher im weiteren 
Gesetzgebungsverfahren möglicherweise von 
dem Bundestag noch eine andere Formulie- 
rung gefunden werden müssen, die den Be- 
denken des Bundesrates Rechnung trägt, falls 
der Bundestag sich der Ansicht der Bundes- 
regierung über die Notwendigkeit einer sol- 
chen Vorschrift anschließt. 

Zu Ziffer 11: 

Die Bundesregierung stimmt dem Änderungs- 
vorschlag am Ende des § 12 Abs. 2 zu. 

Sie billigt auch den mit der Einfügung der 
Worte „oder den von ihnen bestimmten 
Stellen“ verfolgten Zweck, insbesondere, so- 
weit sich die Einfügung auf Behörden und 
auf die landwirtschaftliche Verwaltung (Land- 
wirtschaftskammern, Landwirtschaftsämter) 


bezieht. Sie weist aber darauf hin, daß die 
vorgeschlagene Einfügung mehr deckt, als 
nach der Begründung des Bundesrates beab- 
sichtigt ist. 

Zu Ziffer 13: 

Es besteht kein sachliches Bedürfnis, neben 
dem Antragsrecht des durch den Geheimnis- 
bruch Verletzten ein besonderes Strafverlan- 
gen der Behörde vorzusehen. Unmittelbar 
betroffen durch die Straftat ist ausschließlich 
der Verletzte. Es muß deshalb seinem Er- 
messen anheimgestellt werden, ob er eine 
Strafverfolgung des Täters wünscht, da er 
unter Umständen ein sehr beachtliches Inter- 
esse daran haben kann, von einem Straf- 
antrag abzusehen (er kann z. B. befürchten, 
daß durch die öffentliche Behandlung vor Ge- 
richt das durch den Täter verletzte Geheim- 
nis noch weiter bekannt und damit seine 
Stellung im Wirtschaftsleben noch mehr ver- 
schlechtert wird). Die schutzwürdigen Motive 
des Verletzten könnten durch das Strafver- 
langen der Behörde durchkreuzt werden. Die 
Belange des Staates sind aber durch den 
Rechtsbruch des Täters nur mittelbar insofern 
berührt, als möglicherweise das Vertrauen 
der Öffentlichkeit in die Sauberkeit des Ver- 
waltungsapparates geschmälert wird; als Ge- 
genwirkung reicht es dabei aus, wenn sich die 
Behörde unzuverlässiger Mitarbeiter durch 
Entlassung entledigt. 

Zu Ziffer 14: 

Die Bundesregierung ist grundsätzlich mit 
dem Zweck der vorgeschlagenen Einfügung 
des § 14 a einverstanden. Sie weist aber darauf 
hin, daß die Fassung des Bundesrates sich an 
§ 23 des geltenden Wirtschaftsstrafgesetzes 
anlehnt, der noch eine vom Standpunkt des 
Schuldstrafrechts bedenkliche Beweislast- 
verteilung enthält. Um dieses Bedenken zu 
beheben, hat die Bundesregierung in dem 
Entwurf zum WiStG (Bundestagsdrucksache 
Nr. 2100) eine andere Fassung der Vorschrift 
vorgeschlagen und hat sie auch in zahlreiche 
weitere Entwürfe übernommen. Die Neufas- 
sung hat der Bundesrat im ersten Durchgang 
des Entwurfs zum WiStG gebilligt. Es würde 
ein Abweichen von dieser Linie bedeuten, 
wenn man jetzt in diesem Gesetz wieder das 
geltende WiStG zu Grunde legen wollte. Es 
erscheint daher richtiger, eine Fassung für 
§ 14 a zu wählen, die diesen Gesichtspunkten 
Rechnung trägt. 
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